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Gesamtbefund 
Der Deutsche Notarverein (DNotV) bedankt sich für die Gelegenheit, zu dem Entwurf einer Re-

gelung zur Aufnahme des Grundbuchs in das Identifikationsnummerngesetz Stellung zu nehmen. 

Nach den begleitenden Erläuterungen beruht der Regelungsentwurf auf der Notwendigkeit, die 

Grundbücher nach Maßgabe des NOOTS-Staatsvertrags an das Nationale Once-Only-Technical-

System (NOOTS) anzubinden. Durch die Anbindung des Grundbuchs an NOOTS soll es den in 

Verwaltungsverfahren nachweisfordernden Stellen ermöglicht werden, die benötigten Nach-

weise unmittelbar abzurufen und damit das sogenannte Once-Only-Prinzip zu verwirklichen. 

Die Umsetzung des Once-Only-Prinzips ist auch im Hinblick auf Angaben und Nachweise aus 

dem Grundbuch grundsätzlich zu begrüßen. Die zwingende Notwendigkeit, zu diesem Zweck die 

steuerliche Identifikationsnummer in das Grundbuch aufzunehmen, ist jedoch nicht in jeder Hin-

sicht nachvollziehbar. Werden in einem Verwaltungsverfahren Nachweise aus dem Grundbuch 

benötigt, etwa ein Grundbuchauszug, können diese regelmäßig auch anhand anderer Merkmale 

abgerufen werden, insbesondere anhand der Grundstücksbezeichnung mit Grundbuchamt, Ge-

markung und Flurstück. Die Angabe der steuerlichen Identifikationsnummer etwa des Eigentü-

mers erscheint hierfür nicht zwingend erforderlich.  

Ungeachtet dessen geben die vorgeschlagenen Regelungen Anlass, nachfolgend auf einzelne 

für die notarielle Praxis besonders bedeutsame Aspekte einzugehen. 

 

Im Einzelnen 

 Datenqualität im Grundbuchwesen 

Gegen das Ziel, die Datenqualität im Grundbuchwesen weiter zu verbessern, bestehen keine 

durchgreifenden Bedenken. Hierzu scheint jedoch die Feststellung in der Entwurfsbegründung in 

einem gewissen Spannungsverhältnis zu stehen, wonach bei Dateninkonsistenzen zwischen den 

vom Bundesverwaltungsamt übermittelten und den beim Grundbuchamt gespeicherten Daten 

kein unmittelbarer Handlungsbedarf bestehen soll.1 

In einem solchen Fall können Anhaltspunkte für die Unrichtigkeit der übermittelten Daten vorlie-

gen. Diese wären nach dem Identifikationsnummerngesetz an die Registermodernisierungsbe-

hörde zu melden und von dieser zu überprüfen.2 Ein solcher Anhaltspunkt wiegt umso schwerer, 

wenn es sich bei den im Grundbuch gespeicherten Angaben um Daten handelt, die von Notarin-

nen und Notaren übermittelt wurden. Diese sind bei der Erhebung und Übermittlung von Daten 

an die Grundbuchämter zu besonderer Sorgfalt verpflichtet, sodass die entsprechenden Daten 

grundsätzlich eine sehr hohe Qualität aufweisen. 

Auch bei künftigen Richtigstellungen von Amts wegen sollte daher nicht ohne Weiteres davon 

ausgegangen werden, dass die vom Bundesverwaltungsamt oder von der 

 

 

1 S. 7 des Entwurfs.  
2 § 10 Abs. 4 IDNrG. 
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Registermodernisierungsbehörde zurückgemeldeten Daten stets zutreffend sind und folglich die 

im Grundbuch enthaltenen Angaben unrichtig sein müssen. Vielmehr ist zu berücksichtigen, dass 

gerade die von Notarinnen und Notaren im unmittelbaren Kontakt mit den Beteiligten erhobenen 

Daten im Einzelfall eine höhere Aktualität und Qualität aufweisen können. Insoweit wären klar-

stellende Regelungen für das Verfahren der Richtigstellung von Amts wegen zu empfehlen. 

 Funktionsfähigkeit der Systeme 

Mit einer künftigen Anbindung der Grundbücher an NOOTS dürfte eine erheblich größere Zahl 

von Einsichtnahmen und automatisierten Abrufen aus den Grundbüchern verbunden sein. Die 

derzeitigen technischen Systeme sind insbesondere auf die Zugriffe durch die Notariate ausge-

richtet und erweisen sich innerhalb dieses Nutzungsspektrums grundsätzlich als belastbar. 

Die Leistungsfähigkeit, Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit der technischen Systeme dürfen durch 

die Anbindung an NOOTS nicht beeinträchtigt werden. Eine durchgängige und verlässliche Ab-

rufbarkeit der Grundbücher ist für die reibungslose und zügige Tätigkeit der Notariate und damit 

zugleich für die Funktionsfähigkeit des Grundstücksverkehrs unverzichtbar. 

Das elektronische Handelsregister war insbesondere in seinen Anfangsjahren häufig von Ausfäl-

len infolge von Serverüberlastungen und sonstigen technischen Problemen betroffen. Derartige 

Störungen stellen ein erhebliches Hindernis für die tägliche notarielle Arbeit dar. Eine vergleich-

bare Entwicklung muss bei den elektronisch abrufbaren Grundbüchern unbedingt vermieden 

werden. Die erforderlichen technischen, organisatorischen und personellen Vorkehrungen sollten 

daher rechtzeitig vor einer etwaigen Ausweitung der Zugriffsmöglichkeiten getroffen werden.  

 Mitteilung von Steuer-IDs durch die Notarinnen und Notare 

Für die notarielle Praxis sind schließlich die Ausführungen im Entwurf von Bedeutung, die auf eine 

mögliche künftige Verpflichtung der Notarinnen und Notare hindeuten, dem Grundbuchamt bei 

der Stellung von Anträgen die steuerliche Identifikationsnummer der Beteiligten mitzuteilen. Eine 

entsprechende Verpflichtung soll gegebenenfalls in einem gesonderten Gesetzgebungsverfah-

ren geschaffen werden.3 

Bei der Ausgestaltung einer solchen Regelung ist jedoch zu berücksichtigen, dass den Notarinnen 

und Notaren die Identifikationsnummern nicht bei sämtlichen Urkundsgeschäften vorliegen. Nur 

soweit steuerliche Anzeigepflichten nach § 18 GrEStG, § 34 ErbStG oder § 54 EStDV zu erfüllen 

sind, haben Notarinnen und Notare die Identifikationsnummern zu erfragen beziehungsweise 

 

 

3 S. 9 des Entwurfs.  
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dürfen diese in bestimmten Fällen künftig beim Bundeszentralamt für Steuern abrufen,4 auch 

wenn das Inkrafttreten dieser Auskunftsmöglichkeit bisher noch nicht feststeht.5  

In anderen (wenn auch selteneren) Fällen sind die Identifikationsnummern der Urkundsbeteiligten 

den Notarinnen und Notaren regelmäßig nicht bekannt. Eine künftige Mitteilungspflicht sollte da-

her zwingend daran anknüpfen, dass die betreffende Identifikationsnummer der Notarin oder 

dem Notar im konkreten Verfahren tatsächlich vorliegt; alternativ sollte eine zum eNoVA-Gesetz 

gleichlaufende Auskunftsmöglichkeit für Notarinnen und Notare geschaffen werden. Eine Pflicht 

zur eigenständigen Ermittlung oder Beschaffung der Identifikationsnummer sollte nicht begrün-

det werden.  

*** 

Für Fragen und Ergänzungen stehen wir jederzeit gerne, auch im Rahmen eines persönlichen 

Gesprächs, zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Dr. Christian Rupp  

Präsident 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4 Laut Art. 8 und 10 des Gesetzes zur Digitalisierung des Vollzugs von Immobilienverträgen, der gerichtlichen 
Genehmigungen von notariellen Rechtsgeschäften und der steuerlichen Anzeigen der Notare vom 26. Juni 
2026 (BGBl. 2026 I Nr. 192) („eNoVA-Gesetz“) haben Notare künftig die Steuer-ID der Beteiligten zum 
Zwecke der steuerlichen Anzeigen nach dem Grunderwerb- und Erbschaftssteuergesetz über die Bundes-
notarkammer beim Bundeszentralamt für Steuern in einem maschinellen Verfahren zu erfragen. 
5 Nach Art. 20 des eNoVA-Gesetzes (A.a.o.) treten die Auskunftsmöglichkeiten für Notarinnen und Notare 
an dem Tag in Kraft, an dem die jeweiligen technischen und organisatorischen Voraussetzungen für die 
jeweilige elektronische Übermittlung vorliegen. 


